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1 Einleitung 

Das deutsche System der sozialen Mindestsicherung in Form von Arbeitslosen- und 

Sozialhilfe generiert implizite Mindestlöhne und somit negative Anreizwirkungen auf das 

Arbeitsangebot im unteren Einkommensbereich. Bei der sozialen Mindestsicherung in Form 

von Arbeitslosengeld II und Sozialhilfe handelt es sich um einen Zahlungsanspruch, der bei 

Erfüllung der Bedürftigkeitskriterien zeitlich praktisch unbegrenzt ist. Die Höhe des 

Transferbezugs sowie die nahezu vollständige Anrechnung des eigenen Erwerbseinkommens 

auf den Transferbezug determinieren einen impliziten Mindestlohn. Übersteigt dieser 

Mindestlohn den am Markt erzielbaren Lohn, was vor allem bei gering qualifizierten 

Erwerbspersonen der Fall sein dürfte, ist die Inanspruchnahme von Transferzahlungen 

attraktiver als die Ausübung einer Erwerbstätigkeit, selbst wenn das erzielbare Erwerbs-

einkommen über der Höhe des Transferanspruchs liegt und damit eine eigenständige 

Existenzsicherung möglich wäre. Je höher die Transferzahlungen und damit der Mindestlohn, 

desto größer ist der Anreiz, auf eine Erwerbstätigkeit zu verzichten und stattdessen 

Transferzahlungen in Anspruch zu nehmen (siehe beispielsweise Christofides 2000 oder 

Schneider und Uhlendorff 2005). Trotz dieser negativen Anreize kann man im deutschen 

Transfersystem sogenannte „Aufstocker“ beobachten. Die weitaus meisten von ihnen arbeiten 

jedoch nur in relativ geringem zeitlichen Umfang und verhalten sich somit durchaus 

anreizkonform, da die so erzielten Einkommen weitgehend anrechnungsfrei bleiben. Der 

Anteil der Personen, die einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen bei der sie weniger als die 

Grundsicherung verdienen und die daher zusätzliche Transferleistungen beziehen, ist dagegen 

sehr gering (Brenke und Ziemendorff 2008).  

Eine mögliche Option, mit der sich einerseits die hohen Belastungen für die öffentlichen 

Haushalte reduzieren lassen und die andererseits den Betroffenen Perspektiven für ein 

unabhängiges Einkommen vermittelt, besteht in einer Kopplung des Transferanspruchs an die 

Verpflichtung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit (Bonin et al. 2007). Dieses auch als 
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Workfare bezeichnete Konzept geht auf amerikanische Vorbilder zurück (vgl. z. B. Ochel 

2003) und bezieht seine Wirkung aus einer Verschlechterung des Transfernutzens, ohne die 

Einkommensposition des Hilfebedürftigen zu beeinträchtigen. Mit Transfernutzen ist hierbei 

der Nutzen gemeint, den Personen während des Bezugs von Transferleistungen realisieren. Im 

theoretischen Modell hängt dieser Nutzen von der Höhe des Einkommens und vom Umfang 

der Freizeit ab. Dies führt dazu, dass niedrig entlohnte Tätigkeiten am Markt akzeptabel 

werden, denn im Vergleich zur Situation ohne Workfare ist eine Beschäftigung mit einer 

Entlohnung, die nur geringfügig über dem Transfereinkommen liegt, nun deutlich attraktiver. 

Eine Alternative zur Reduktion des Anreizproblems stellen vorhandene 

Sanktionsmöglichkeiten beim Bezug von Arbeitslosengeld II dar, siehe beispielsweise 

Boockmann et al. (2009) für eine entsprechende empirische Analyse.   

In Deutschland ist das Workfare-Prinzip bislang erst vereinzelt eingeführt worden und 

entsprechende Evaluationsstudien liegen bisher nicht vor. Die Ergebnisse von 

Mikrosimulationsstudien deuten aber auf erhebliche positive Effekte auf das Arbeitsangebot  

hin (Bonin und Schneider 2006). Diese positiven Effekte auf das Arbeitsangebot werden von 

Laborexperimenten bestätigt. Sie zeigen zusätzlich, dass die Akzeptanz von Workfare – 

zumindest unter den im Experiment geltenden Bedingungen – bei den Teilnehmern am 

Experiment sehr deutlich ist (Falk und Huffman 2007).  

Dieser Beitrag diskutiert das Modellprojekt „Arbeit Sofort!“, bei dem der Bezug von 

Sozialhilfe an die Aufnahme einer Tätigkeit im Rahmen eines öffentlich geförderten 

Beschäftigungsprojekts gebunden wurde.2 Das Projekt wurde vom Herbst 2002 bis zum 

Sommer 2003 im Berliner Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf durchgeführt.  

Sein Ziel bestand in der Erhöhung der Beschäftigungswahrscheinlichkeit der Teilnehmer. Für 

die Evaluation von „Arbeit sofort!“ werden daher die Erwerbsverläufe der Teilnehmer mit 

                                                 
2  Eine ausführliche Darstellung unserer Evaluation von "Arbeit Sofort!" findet sich in Schneider et al. 
(2010).  
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den Erwerbsverläufen einer geeigneten Gruppe von Sozialhilfeempfängern verglichen, die 

nicht an „Arbeit sofort!“ teilgenommen haben. Beschäftigungsinformationen liegen nur in 

eingeschränkter Form in den Sozialamtsdaten vor, weshalb die Personendaten aus dem 

Sozialamt mit Geschäftsdaten der Bundesagentur für Arbeit in einem anonymisierten 

Verfahren verknüpft wurden. 

Wir stellen in Abschnitt 2 zunächst das Projekt "Arbeit Sofort!" vor. Abschnitt 3 referiert 

unsere Datenaufnahme, Abschnitt 4 berichtet über die Evaluationsergebnisse. Die 

Schlussfolgerungen in Abschnitt 5 stellen die Befunde in einen wirtschaftspolitischen 

Zusammenhang und reflektieren, was für die Verbesserung des Erkenntnisfortschritts getan 

werden muss. 

2 Modellprojekt „Arbeit Sofort!“ 

Im Berliner Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf wurde das Projekt „Arbeit Sofort!“ in der 

Zeit vom 01.09.2002 bis zum 30.08.2003 durchgeführt. Erwerbsfähige im Alter von 18 bis 25 

Jahren, die einen Neuantrag auf Sozialhilfe stellten, wurden dem Projekt direkt zugewiesen. 

Ziel von „Arbeit sofort!“war, durch Integration der Teilnehmer in den ersten Arbeitsmarkt  

ihre Hilfsbedürftigkeit zu überwinden und den so genannten Sozialhilfekarrieren 

vorzubeugen. Das Programm bestand aus Qualifizierungs- und Beschäftigungsmodulen und 

wurde gemeinsam vom Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf und dem Arbeitsamt 

finanziert. 

Die Teilnehmer wurden am Tag der Sozialhilfeantragstellung direkt an den Projektträger 

vermittelt, wo am selben Tag ein Erstgespräch stattfand. Teilnehmer und Projektträger 

schlossen einen Praktikantenvertrag ab, wobei es sich um ein versicherungspflichtiges 

Beschäftigungsverhältnis handelte, das auf maximal 6 Monate befristet war. Die Teilnehmer 

erhielten 434 Euro monatlich zuzüglich eventueller Mietkosten, womit ihre Vergütung 

geringfügig über dem Sozialhilfeniveau lag. Die Teilnahme an „Arbeit Sofort!“ war nach 
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Zuweisung verpflichtend.  Personen, die dennoch nicht an der Maßnahme teilnahmen, 

erhielten keine Sozialhilfe. Nicht zugewiesen wurden Personen, die eine klare berufliche oder 

ausbildungsbezogene Zukunftsperspektive hatten und die daher nur vorübergehend 

Sozialhilfe bezogen.   

Die Programmkapazität war auf maximal 100 Personen ausgelegt. Aus dieser Beschränkung 

ergab sich ein quasi-zufälliger Zuweisungsmechanismus, da Personen, die zu einem Zeitpunkt 

einen Antrag auf Sozialhilfe stellten, zu dem die Programmkapazität ausgeschöpft war, nicht 

an dem Programm teilnehmen konnten. Im Gegensatz zu einem klassischen sozialen 

Experiment sollten die Antragsteller nicht per Zufallsverfahren in die Teilnehmer- oder die 

Kontrollgruppe zugewiesen werden. Ist allerdings alleine die Auslastung der 

Programmkapazität für die Teilnahme entscheidend, dürften sicher unter bestimmten 

Voraussetzungen die Teilnehmer und Nichtteilnehmer nicht systematisch in ihren 

Eigenschaften unterscheiden.  Die potenzielle Zufälligkeit sollte dazu genutzt werden, durch 

einen direkten Vergleich von Teilnehmern und Nichtteilnehmern kausale Rückschlüsse auf 

die Wirksamkeit des Programms ziehen zu können. 

Die gesamte Teilnehmerzahl belief sich auf 279 Personen, von denen allerdings nur etwa zwei 

Drittel in die Analyse eingehen, da zu Beginn des Projekts auch Personen aufgenommen 

wurden, die bereits seit einiger Zeit Sozialhilfe bezogen hatten. Die Kriterien für die Auswahl 

von Personen aus dem Bestand der Sozialhilfebezieher waren nicht eindeutig geregelt und 

dokumentiert. Qualitative Interviews mit den zuständigen Sachbearbeitern haben ergeben, 

dass diese gezielt auf Personen zugegangen seien, bei denen zu erwarten war, dass sie 

freiwillig an dem Programm teilnehmen würden. Im Vergleich zu Neueintritten in die 

Sozialhilfe ist die Bildung einer geeigneten Vergleichsgruppe für diesen Personenkreis daher 

praktisch nicht möglich. 
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3 Datenbasis 

Für die Beurteilung des Maßnahmeneffekts sind Verlaufsdaten erforderlich, da sich der Erfolg 

zwangsläufig erst im Anschluss an die Maßnahme einstellen kann. Hier besteht das Problem, 

dass solche Informationen beim Sozialamt nur dann anfallen, wenn Personen im Anschluss an 

die Maßnahmenteilnahme wieder in die Sozialhilfeabhängigkeit zurück fallen. Eine 

Befragung von Teilnehmern und Nichtteilnehmern ist auf die Bereitschaft zur 

Befragungsteilnahme angewiesen, die in der Zielgruppe erfahrungsgemäß sehr gering ist (vgl. 

beispielsweise Schneider et al. 2002). Daher wurden die erforderlichen individuellen 

Erwerbsverlaufsinformationen aus den Geschäftsdaten der Bundesagentur für Arbeit (BA) 

genutzt und mit den Sozialamtsdaten gekoppelt. Hierfür wurden die so genannten Integrierten 

Erwerbsbiografien (IEB) verwendet (Jacobebbinghaus und Seth, 2007). Die IEB enthalten 

exakte Informationen zu Beschäftigungs- und Arbeitslosigkeitsphasen sowie den 

entsprechenden Transferleistungen und Löhnen.  

Die Gruppe der Teilnehmer umfasst 189, die Gruppe der Nichtteilnehmer 928 Personen. Bei 

den Nichtteilnehmern handelt es sich um Personen im Alter von 18-25 Jahren, die zwischen 

September 2002 und August 2003 einen Antrag auf Soziale im Bezirk Charlottenburg-

Wilmersdorf gestellt haben, aber nicht an der Maßnahme teilgenommen haben. Die Gruppe 

der Nichtteilnehmer enthält auch diejenigen Personen, die bereits eine Stelle in Aussicht 

hatten und deshalb dem Programm nicht zugewiesen wurden. Diese Personen lassen sich 

nicht identifizieren, da eine entsprechende Information in den Sozialamtsdaten nicht 

festgehalten wurde. Der einfache Vergleich von Teilnehmern mit Nichtteilnehmern an „Arbeit 

Sofort!“ ist insofern zu Lasten der Teilnehmer verzerrt. Zudem können Personen, die für die 

Teilnahme an „Arbeit Sofort!“ ausgewählt wurden, dann aber nicht zum Erstgespräch beim 

Projektträger erschienen, nicht identifiziert werden, da eine entsprechende Erfassung in den 

Sozialamtsdaten nicht vorgesehen war. Daher ist es nicht möglich, potentielle 

Abschreckungseffekte zu ermitteln. 
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Nicht in jedem Fall ist eine eindeutige Zusammenführung der Information aus den beiden 

Datenquellen möglich, weshalb für einige der Teilnehmer und Nichtteilnehmer mehr als ein 

Konto in den Daten der BA zugespielt wurden. Vor Beginn der Datenanalyse wurden daher 

mehrdeutige Zuordnungen ermittelt und durch Plausibilitätsprüfungen aus dem Datensatz 

ausgeschlossen.3 Aus der IEB wurden anschließend Verlaufsdaten zum Erwerbsstatus der 

Teilnehmer und Nichtteilnehmer generiert. Die Zielvariable „Ungeförderte Beschäftigung“ ist 

als Phase sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung definiert, während der die Personen 

keine Leistungen von der Arbeitsagentur bezogen haben, nicht als arbeitslos gemeldet waren 

und an keiner arbeitsmarktpolitischen Maßnahme teilgenommen haben. Wir betrachten einen 

Zeitraum von bis zu 12 Monaten nach Eintritt in die Sozialhilfe, was bei einer 

Programmlaufzeit von bis zu 6 Monaten bedeutet, dass wir die Ergebnisvariable für jeden 

Teilnehmer somit für mindestens 6 Monate nach Austritt aus dem Programm „Arbeit sofort!“ 

beobachten.  

4 Befunde  

Qualitative Interviews mit den Sachbearbeitern nach Abschluss des Projekts deuteten darauf 

hin, dass für den Zugang in die Maßnahme nicht ausschließlich die Auslastung der 

Programmkapazitäten entscheidend war. Dies bestätigt ein deskriptiver Vergleich 

verschiedener beobachtbarer Eigenschaften für Teilnehmer und Nichtteilnehmer. So sind die 

Teilnehmer im Durchschnitt beispielsweise jünger, sie sind seltener verheiratet, haben eine 

schlechtere  Schulausbildung und befanden sich vor Eintritt in die Sozialhilfe zu einem 

deutlich geringeren Anteil in Beschäftigung.4 Die Voraussetzung für aussagefähige 

Schlussfolgerungen auf der Grundlage eines einfachen Vergleichs von Teilnehmern mit 

Nichtteilnehmern war somit nicht gegeben.  

                                                 
3  Beispielsweise wurden Datensätze ausgeschlossen, die einen Verdienst aus 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung von mehr als 30€ am Tag während eines Sozialhilfebezugs 
auswiesen.  
4  Eine ausführliche Darstellung und Diskussion der Ergebnisse findet sich in Schneider et al. (2010).  
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Vergleicht man die Anteile der Personen zwischen Teilnehmern und Nichtteilnehmern 

miteinander, die nach 12 Monaten beschäftigt sind, so zeigt sich, dass dieser Anteil unter den 

Teilnehmern an „Arbeit sofort!“ um ca. 2 Prozentpunkte geringer ausfällt. Da sich beide 

Gruppen allerdings in beobachteten und möglicherweise auch in unbeobachteten 

Eigenschaften unterscheiden, kann dieser Unterschied nicht als kausaler Effekt der 

Maßnahmenteilnahme interpretiert werden. Es ist daher notwendig, die a-priori-Unterschiede 

zwischen Teilnehmern und Nichtteilnehmern hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit für die 

Aufnahme einer Beschäftigung in geeigneter Form zu berücksichtigen.5  

In einem ersten Schritt wenden wir Verfahren an, mit denen wir für Unterschiede in 

beobachtbaren Eigenschaften kontrollieren können. Auf der Grundlage eines einfachen 

Probit-Modells für die Beschäftigungswahrscheinlichkeit, bei dem selektionsrelevante 

Merkmale in die Schätzung eingehen, deutet sich im Gegensatz zum einfachen Vergleich der 

Ergebnisvariablen an, dass die Teilnahme an „Arbeit Sofort!“ die Beschäftigungswahr-

scheinlichkeit 12 Monate nach Eintritt in die Maßnahme erhöht. Mit 2,1 Prozentpunkten ist 

der Effekt allerdings nicht sehr groß und statistisch auch nicht signifikant. Alternativ hierzu 

wenden wir ein Propensity Score Matchingverfahren an, das im Vergleich zum Probit-Modell 

nicht auf spezifischen parametrischen Annahmen beruht. Beim Matching wird durch die 

Bildung von statistischen Zwillingen dafür gesorgt, dass der Vergleich der Teilnehmer nur 

mit Nichtteilnehmern erfolgt, die den Teilnehmern möglichst ähnlich sind.6 Der aus dem 

Matching resultierende Punktschätzer ist wie beim Probit-Modell positiv und beträgt 3,5 

Prozentpunkte, ist aber ebenfalls nicht signifikant von 0 verschieden.  

Beide Methoden beruhen auf der Annahme, dass die Selektion in die Maßnahme aufgrund 

von beobachteten Merkmalen stattfindet. Die Ergebnisse der qualitativen Interviews mit den 

                                                 
5  Für einen methodischen Überblick über entsprechende Verfahren siehe beispielsweise Lee (2005), 
Blundell und Costa Dias (2009) oder Imbens und Wooldridge (2008). 
6  Eine gute Übersicht über die Anwendung von Matching Verfahren geben Caliendo und Kopeinig 2008. 
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Sachbearbeitern deuten jedoch darauf hin, dass für die Maßnahmenzuweisung auch Kriterien 

eine Rolle spielen, die in den verfügbaren Daten nicht abgebildet sind. Dazu zählen etwa 

Alkoholabhängigkeit, psychische Probleme, etc. Die Kontrolle einer Selektion auf Grundlage 

unbeobachteter Eigenschaften ist grundsätzlich möglich, wenn die Selektion in die Maßnahme 

von einem exogenen Faktor abhängt, der nicht gleichzeitig einen Effekt auf die Zielvariable 

hat.  

In unserem Fall nutzen wir die Tatsache aus, dass die Wahrscheinlichkeit der Maßnahmen-

teilnahme von der Programmbelegung abhängt, da zu einem Zeitpunkt nicht mehr als 100 

Personen an dem Programm teilnehmen konnten. Wir gehen davon aus, dass die 

Programmbelegung selbst keinen kausalen Einfluss auf die späteren Erwerbschancen hat. Wir 

schätzen in einem bivariaten Probit Modell die Selektion in „Arbeit sofort!“ gemeinsam mit 

der Wahrscheinlichkeit, nach 12 Monaten eine Beschäftigung zu haben. Die 

Programmbelegung wird hierbei in die Schätzung der Teilnahmewahrscheinlichkeit, nicht 

aber in die Schätzung der Beschäftigungswahrscheinlichkeit aufgenommen. In diesem Modell 

fällt der marginale Effekt sehr deutlich aus. Teilnehmer an „Arbeit Sofort!“ weisen demnach 

12 Monate nach Maßnahmebeginn eine um 27 Prozentpunkte höhere Beschäftigungs-

wahrscheinlichkeit auf als Nichtteilnehmer. Die ökonomische Relevanz der Evaluations-

ergebnisse spricht für die Wirksamkeit des Workfare-Konzepts. Dennoch ist das Ergebnis 

aufgrund einer zu geringen Fallzahl aus rein statistischer Sicht nicht ausreichend belastbar. 

Ein Vergleich der Standardfehler des Maßnahmeneffektes im einfachen Probit Modell mit 

dem Standardfehler im Modell mit simultaner Selektionskorrektur zeigt, dass der 

Standardfehler im bivariaten Probit Modell deutlich höher liegt. Die hohe statistische 

Unsicherheit des Effekts erlaubt daher letztlich keine eindeutigen Schlussfolgerungen über die 

Wirksamkeit des Workfare-Prinzips in dem vorgestellten Pilotprojekt, denn die 

Maßnahmenteilnahme hat keinen statistisch signifikanten Effekt auf die 

Beschäftigungswahrscheinlichkeit. Wie groß eine Stichprobe sein muss, damit eine 
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Parameterschätzung als statistisch signifikant eingestuft werden kann, hängt im Wesentlichen 

von der Größe des betrachteten Parameters und dessen Stichprobenvarianz ab. Ließe sich die 

Kovarianz im Rahmen einer Maximum-Likelihood Schätzung anhand der Hesse-Matrix 

bestimmen, müsste der Umfang bei der vorliegenden Parameter Konstellation mindestens 

zweimal so hoch sein. Da wir robuste Standardfehler berechnen, dürfte der Fallzahlbedarf 

tendenziell sogar noch darüber liegen.  

Die gestiegene statistische Unsicherheit verdeutlicht den Preis, der aus einem inkonsequenten 

Projektdesign resultiert. Die prinzipielle Möglichkeit, mit Hilfe von ökonometrischen 

Verfahren für Selektionsverzerrungen zu kontrollieren, wird neben der Abhängigkeit von der 

Gültigkeit der getroffenen Annahmen mit einer erhöhten Parameterstreuung erkauft, was die 

Aussagefähigkeit der Ergebnisse stark beeinträchtigen kann. Derartige Methoden erfordern in 

der Regel beträchtlich höhere Fallzahlen als sie im Rahmen von Modellprojekten 

üblicherweise zur Verfügung stehen. 

5 Schlussfolgerungen 

In unserem Projekt geht es um die Frage, ob die Anwendung des Workfare-Prinzips dazu 

geeignet ist, die Anreizprobleme der Grundsicherung zu überwinden. Das Ergebnis spricht 

dafür, dass das Modellprojekt „Arbeit sofort!“ die Beschäftigungswahrscheinlichkeit der 

Teilnehmer erhöht hat, allerdings werden die üblichen statistischen Signifikanzkriterien auf 

der Grundlage der verwendeten Daten verfehlt. Dies zeigt, dass insbesondere bei 

Modellprojekten mit kleinen Fallzahlen die ex-ante-Strategie einer zufälligen 

Programmzuweisung deutliche Vorteile gegenüber der ex-post-Strategie einer statistischen 

Selektionskorrektur aufweist.  

Im Gegensatz zu aufwändigen ökonometrischen Modellen liefern soziale Experimente selbst 

bei geringen Fallzahlen einfache und glaubwürdige Schätzungen von Programmeffekten und 

vermeiden die Abhängigkeit von statistisch nicht überprüfbaren Annahmen (Ashenfelter 
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1987). Die Durchführung eines Modellprojekts als soziales Experiment erfordert dabei nicht 

unbedingt eine strikte Zuweisung im Rahmen eines Zufallsverfahrens. In der Praxis können 

beispielsweise auch Kapazitätsbeschränkungen als quasi-zufälliger Zuweisungsmechanismus 

genutzt werden, wie sie im hier vorgestellten Modellprojekt vorlagen. Allerdings dürfen dabei 

keine Ermessensspielräume zum Tragen kommen. Es müsste sicher gestellt sein, dass alleine 

die Kapazitätsauslastung für die Teilnahme an der Maßnahme entscheidend ist und keine 

Selektion der Teilnehmer stattfinden kann.  

Gleichwohl sollten soziale Experimente nicht als Königsweg betrachtet werden. Ihren 

Vorteilen stehen auch Nachteile gegenüber. Dazu gehören relativ hohe Kosten, ethische 

Bedenken, mögliche Substitutions-, sowie Dropout- und Randomisierungsverzerrungen (siehe 

bspw. Burtless 1995 oder Heckman und Smith 1995). Höhere Kosten entstehen dabei vor 

allem durch die Implementierung einer zufälligen Zuordnung von Personen in Teilnehmer- 

und Kontrollgruppen beispielsweise durch Mitarbeiterschulungen. Soziale Experimente 

finden oftmals bei kleinen und spezifischen Programmen für bestimmte Zielgruppen 

Anwendung, die sich in der Ausgestaltung von größeren Programmen unterscheiden. Den 

Nachteil von mikroökonometrischen Verfahren, die sich im Regelfall auf die Messung des 

Programmeffekts für die Teilnehmer beschränken und damit Erkenntnisse über allgemeine 

Gleichgewichtseffekte vernachlässigen, können auch soziale Experimente nur bedingt 

überwinden. Moffitt (2004) kommt daher zu dem Schluss, dass soziale Experimente 

mikroökonometrischen Ansätzen nicht generell überlegen seien, sondern sich die Ansätze 

vielmehr ergänzen können.7 Es bleibt allerdings festzuhalten, dass in der deutschen 

Arbeitsmarktpolitik experimentelle Designs in bisher viel zu geringem Maße Anwendung 

finden.  

                                                 
7 Für jüngere und teilweise kontroverse Beiträge zu Nutzen und Grenzen von experimentellen Designs in 
der empirischen Wirtschaftsforschung siehe beispielsweise Deaton (2009) und Angrist und Pischke (2010).  
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Insbesondere bei der Durchführung von Modellprojekten mit üblicherweise kleinen 

Fallzahlen sollte daher der Aspekt  eines erkenntnisorientierten Projektdesigns eine hohe 

Priorität haben. Die Durchführung von Modellprojekten ohne Chance auf Erkenntnisgewinn 

stellt eine Vergeudung von Chancen und Ressourcen dar. Für die arbeitsmarktpolitische 

Politikberatung benötigen wir dringend Erkenntnisse über innovative Modellprojekte, die auf 

klaren experimentellen Designs beruhen. 
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